
Gemeinschaftspraxen sind in der Regel
Gesellschaften bürgerlichen Rechts, so
dass unterschiedlichste vertragliche
Ausgestaltungen möglich sind.

von Dirk Schulenburg

Als Gemeinschaftspraxis wird die
gemeinsame Ausübung der nieder-
gelassenen ärztlichen Tätigkeit

durch mehrere Ärzte gleicher oder ver-
wandter Fachgebiete bezeichnet. Die Ge-
meinschaftspraxis ist nach neuerem Be-
rufsrecht auch fachübergreifend, überört-
lich (d. h. mit mehreren Praxissitzen) und
beschränkt auf einzelne Leistungen (Teil-
gemeinschaftspraxis) möglich. Im Gegen-
satz zur Praxisgemeinschaft erstreckt sie
sich nicht nur auf die gemeinsame Nut-
zung von Räumen, Personal und Einrich-
tungen, sondern auch auf die gemeinsame
Behandlung von Patienten. Die Rechts-
form der Gemeinschaftspraxis ist in der
Regel die Gesellschaft bürgerlichen
Rechts (§§ 705 ff. BGB; GbR). Die Partner-
schaftsgesellschaft ist nach wie vor die
Ausnahme. Die gesetzlichen Bestimmun-
gen über die GbR sind weitgehend dispo-
sitiv, so dass unterschiedlichste vertragli-
che Ausgestaltungen möglich sind.

Beteiligungsumfang

Die Parteien müssen regeln, in wel-
chem Umfang die Partner jeweils hin-
sichtlich der Gemeinschaftspraxis berech-
tigt und verpflichtet sind. Grundsätzlich
stehen alle zur Praxis gehörenden Gegen-
stände im gemeinschaftlichen Eigentum
der Gesellschafter. Der Arzt ist an ihnen
mit dem vertraglich vereinbarten Anteil
beteiligt. Insbesondere beim Einstieg in ei-
ne bestehende Gemeinschaftspraxis wer-
den häufig anfänglich geringere Beteili-
gungs- und Gewinnquoten vereinbart. Der
eintretende Partner muss keine oder ge-
ringere Zahlungen leisten und wächst in
die Gemeinschaftspraxis hinein. 

Gewinnverteilung

Die Beteiligung des Arztes an Gewinn
und Verlust der Praxis orientiert sich re-
gelmäßig an dem Gesellschaftsanteil. Die

Kündigung

Die ordentliche Kündigung ist in der
Regel fristgebunden und führt zum Aus-
scheiden des Partners, der die Kündigung
erklärt hat. Die Kündigung aus wichtigem
Grund erfolgt hingegen fristlos und hat
das Ausscheiden des Partners zur Folge,
der den Kündigungsgrund zu verantwor-
ten hat. Vertraglich kann aber ein so ge-
nanntes Hinauskündigungsrecht des Se-
niorpartners vereinbart werden, um zu si-
chern, dass dieser in jedem Fall die Praxis
fortführt, wenn die Zusammenarbeit nach
kurzer Zeit scheitert. Zulässig ist es, für ei-
ne Kennenlern- oder Erprobungsphase
von bis zu drei Jahren eine solche Hinaus-
kündigung zu vereinbaren. 

Auseinandersetzung

Scheidet ein Partner aus der Gemein-
schaftspraxis aus, muss festgelegt werden,
wie er für den in seinem Gemeinschafts-
praxisanteil verkörperten Wert  („good
will“ und Sachwert) entschädigt wird. Die
Zulassung zur vertragsärztlichen Versor-
gung verbleibt regelmäßig in der Gemein-
schaftspraxis und ist im gesperrten Pla-
nungsbereich nachzubesetzen.

Konkurrenzschutz

Durch eine Konkurrenzschutzklausel
sollte ein ausscheidender Arzt daran ge-
hindert werden, dem verbleibenden Part-
ner Konkurrenz zu machen. Da eine sol-
che Klausel den betroffenen Arzt in seiner
Berufsausübung behindert, muss sie ört-
lich (Einzugsbereich der Praxis) und zeit-
lich (in der Regel bis zu zwei Jahren Dau-
er) beschränkt werden. 

individuelle umsatzabhängige Zurech-
nung von Gewinnen ist hingegen unüb-
lich und praktisch schwer umsetzbar.
Möglich ist es aber, die quotale Gewinn-
verteilung bei den Einnahmen aus ver-
tragsärztlicher Tätigkeit mit einer indivi-
duellen Zuteilung der Gewinne aus privat-
ärztlicher Tätigkeit zu verbinden. Vorweg-
entnahmen sollten nur in einem Umfang
zugelassen werden, der die Liquidität der
Gesellschaft nicht gefährdet.

Urlaub und Krankheit

Der Urlaub sollte gegenseitig und
rechtzeitig abgestimmt werden. Bei Er-
krankung eines Partners ist festzulegen,
für welche Dauer und auf wessen Kosten
ein Vertreter eingestellt wird und wann die
Prüfung einer möglicherweise dauerhaf-
ten Berufsunfähigkeit erfolgen kann.  

Vertretung

Mit dem Begriff „Vertretung“ ist grund-
sätzlich die nach außen wirkende Tätig-
keit, insbesondere die rechtliche Ver-
pflichtung der Gemeinschaftspraxis  ge-
genüber Dritten gemeint. Die nach dem
Gesetz grundsätzlich allen Partnern ge-
meinsam obliegende Vertretung der Ge-
meinschaftspraxis kann vertraglich einem
Partner übertragen werden. Vertraglich
sollte zudem jedem Arzt ein Alleinvertre-
tungsrecht zur Erledigung laufender Ge-
schäfte bis zu einem bestimmten Betrag 
(z. B. 1.000 Euro) übertragen werden. 

Haftungsbeschränkung

Für Verbindlichkeiten der Gemein-
schaftspraxis haften die Ärzte nicht nur
mit dem Praxisvermögen, sondern auch
mit dem Privatvermögen. Für Schadenser-
satzansprüche, die allein auf dem Fehlver-
halten eines einzelnen Arztes beruhen,
kann intern eine Haftungsfreistellung ver-
einbart werden. Da ein in eine bestehende
Gemeinschaftspraxis eintretender Arzt
auch für vor seinem Eintritt begründete
Verbindlichkeiten haftet, sollte auch inso-
weit eine Haftungsfreistellung erfolgen.
Die Haftungsfreistellung wirkt aber nur
im „Innenverhältnis“ und kann zusätzlich
durch eine Bürgschaft gesichert werden.
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